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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Zusatzprotokoll 

von Nagoya/Kuala Lumpur vom 15. Oktober 2010 

über Haftung und Wiedergutmachung zum Protokoll von Cartagena 

über die biologische Sicherheit 


A. Problem und Ziel 

In Artikel 27 des Protokolls von Cartagena vom 29. Januar 2000 über 
die biologische Sicherheit haben sich die Vertragsparteien verpflich- 
tet, völkerrechtliche Regeln und Verfahren im Bereich der Haftung und 
Wiedergutmachung für Schäden zu erarbeiten, die durch die grenz- 
überschreitende Verbringung lebender veränderter Organismen ent- 
stehen. Damit wird das Ziel verfolgt, einen Beitrag zur Erhaltung und 
nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt zu leisten. Der 
Abschluss einer entsprechenden völkerrechtlichen Vereinbarung im 
Bereich der Haftung und Wiedergutmachung entspricht der Umwelt- 
politik und Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. 

B. Lösung 

Das mittlerweile ausgehandelte und von der Bundesrepublik Deutsch- 
land am 20. September 2011 Unterzeichnete Zusatzprotokoll von 
Nagoya/Kuala Lumpur über Haftung und Wiedergutmachung zum Car- 
tagena-Protokoll sieht ein öffentlich-rechtliches System zur Schadens- 
beseitigung (administrativer Haftungsansatz) vor und setzt damit die 
in Artikel 27 des Cartagena-Protokolls beschlossene Verpflichtung der 
Vertragsparteien um. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetzentwurf soll 
die für die Ratifikation des Zusatzprotokolls erforderliche Zustimmung 
von Bundestag und Bundesrat eingeholt werden. 
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C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand resultieren für Bund, Län- 
der und Kommunen aus der Verabschiedung des Vertragsgesetzes 
nicht. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungs- 
aufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Ein geringfügig erhöhter Erfüllungsaufwand kann beim Bund durch den 
Ausbau der Verwaltungsstrukturen zum Cartagena-Protokoll entstehen. 
Ein etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell 
und stellenmäßig Im jeweiligen Elnzelplan ausgeglichen werden. An- 
sonsten entsteht für die Verwaltung, Insbesondere für Länder und 
Kommunen, kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Für die Wirtschaft, Insbesondere für mittelständlsche Unternehmen, 
und für die sozialen Sicherungssysteme entstehen keine sonstigen 
Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, Insbeson- 
dere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 3 - 


Drucksache 17/12337 


Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, j[{(. Februar 2013 


DIE Bundeskanzlerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll von Nagoya/Kuala 
Lumpur vom 15. Oktober 2010 über Haftung und Wiedergutmachung 
zum Protokoll von Cartagena über die biologische Sicherheit 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. 

Der Bundesrat hat in seiner 906. Sitzung am 1. Februar 2013 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Zusatzprotokoll 

von Nagoya/Kuala Lumpur vom 15. Oktober 2010 
über Haftung und Wiedergutmachung zum Protokoll von Cartagena 
über die biologische Sicherheit 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in New York am 20. September 201 1 von der Bundesrepublik Deutsch- 
land Unterzeichneten Zusatzprotokoll von Nagoya/Kuala Lumpur vom 15. Okto- 
ber 2010 über Haftung und Wiedergutmachung zum Protokoll von Cartagena 
vom 29. Januar 2000 über die biologische Sicherheit (BGBl. 2003 II S. 1506, 
1508) wird zugestimmt. Das Zusatzprotokoll wird nachstehend mit einer amt- 
lichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, Änderungen des Zusatzprotokolls, die 
sich ausschließlich auf wissenschaftliche, technische oder verwaltungsmäßige 
Angelegenheiten beziehen und sich im Rahmen der Ziele des Zusatzprotokolls 
halten, nach seinem Artikel 16 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 29 Absatz 4 
Buchstabe e des Protokolls von Cartagena vom 29. Januar 2000 über die bio- 
logische Sicherheit und den Artikeln 29 und 30 des Übereinkommens vom 
5. Juni 1992 über die biologische Vielfalt (BGBl. 1993 II S. 1741, 1742) durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzprotokoll nach seinem Artikel 18 Absatz 2 für 
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt 
zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Zusatzprotokoll ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzu- 
wenden, da es sich, soweit es in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union fällt, auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Das Vertragsgesetz bedarf nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 des Grund- 
gesetzes der Zustimmung des Bundesrates, weil das Zusatzprotokoll, das inner- 
staatlich in Geltung gesetzt wird, Verfahrensregelungen enthält und insoweit für 
abweichendes Landesrecht keinen Raum lässt. 

Zu Artikel 2 

Mit dieser Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem Wege 
der Rechtsverordnung künftige Änderungen des Zusatzprotokolls, die sich aus- 
schließlich auf wissenschaftliche, technische oder verwaltungsmäßige Angele- 
genheiten beziehen, innerstaatlich in Kraft zu setzen. Dies gilt auch für den Fall, 
dass Anlagen zum Zusatzprotokoll beschlossen werden. Die Verordnungs- 
ermächtigung dient der Entlastung des Gesetzgebers und der Vereinfachung des 
Verfahrens, da im Falle von ausschließlich wissenschaftlichen, technischen oder 
verwaltungsmäßigen Änderungen und Ergänzungen ein neues Vertragsgesetz 
vermieden wird. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 80 Absatz 2 des Grundgeset- 
zes erforderlich. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Ab- 
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Zusatzprotokoll nach seinem Arti- 
kel 18 Absatz 2 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Mit dem Zusatzprotokoll werden völkerrechtlich verbindliche Regelungen für die 
Haftung und Wiedergutmachung für Schäden eingeführt, die durch die grenz- 
überschreitende Verbringung von lebenden veränderten Organismen*) an der bio- 
logischen Vielfalt entstehen können. Im Cartagena-Protokoll hatten sich im Jahr 
2000 die Vertragsparteien verpflichtet, entsprechende Regeln und Verfahren zu 
erarbeiten. Das entsprechende Zusatzprotokoll zum Cartagena-Protokoll konnte 
im Oktober 2010 in Nagoya/Japan verabschiedet werden. Es enthält Regelun- 
gen zur verpflichtenden Beseitigung von Schäden an der biologischen Vielfalt 
durch den Betreiber und zur zivilrechtlichen Haftung des Betreibers. Da dies ein 
Beitrag zum Schutz der biologischen Vielfalt ist, entspricht das Zusatzprotokoll 
den umweltpolitischen Zielen und der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregie- 
rung. Der Gesetzentwurf enthält keine gleichstellungsrelevanten Aspekte. 

Finanzielle Auswirkungen für Bund, Länder und Kommunen ergeben sich unmit- 
telbar aus der Verabschiedung des Vertragsgesetzes nicht. Für die Bürgerinnen 
und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

Für die Wirtschaft und die Verwaltung entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsauf- 
wand, da die bereits bestehenden nationalen Regelungen den inhaltlichen Vor- 
gaben und Verpflichtungen des Zusatzprotokolls entsprechen. Ein geringfügig 
erhöhter Vollzugsaufwand kann allenfalls beim Bund durch die Schaffung bzw. 
den Ausbau nationaler Verwaltungsstrukturen entstehen, ebenso wie zusätzliche 


') Die Begriffsbestimmung des lebenden veränderten Organismus (LVO) ergibt sich gemäß Artikel 2 
Absatz 1 des Zusatzprotokolls aus Artikel 3 Buchstabe g des Protokolls von Cartagena über die bio- 
logische Sicherheit vom 29. Januar 2000. Sie entspricht weitestgehend der Begriffsbestimmung des 
genetisch veränderten Organismus (GVO) der Richtlinie 2001/1 8/EG vom 12. März 2001 über die ab- 
sichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt sowie der Begriffsbestim- 
mung des gentechnisch veränderten Organismus des Gentechnikgesetzes (GenTG). Allerdings 
liegen den Begriffsbestimmungen unterschiedliche Techniken der genetischen Veränderung zugrun- 
de, was die praktische Anwendung der Rechtsvorschriften jedoch kaum beeinträchtigen dürfte. 
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Sekretariats- und Personal kosten für das Cartagena-Protokoll. Ein etwaiger 
Mehrbedarf des Bundes an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellen- 
mäßig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden. Es werden keine Informa- 
tionspflichten neu eingeführt, geändert oder aufgehoben. 

Sonstige Kosten entstehen für die Wirtschaft nicht. Auswirkungen auf Einzelprei- 
se und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind von 
dem Vertragsgesetz nicht zu erwarten. 
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Zusatzprotokoll von Nagoya/Kuala Lumpur 
über Haftung und Wiedergutmachung 
zum Protokoll von Cartagena über die biologische Sicherheit 


Nagoya-Kuala Lumpur Supplementary Protocol 
on Liability and Redress 
to the Cartagena Protocol on Biosafety 


Protocole additionnel de Nagoya - Kuala Lumpur 
sur la responsabilite et la reparation relatif au Protocole 
de Cartagena sur la prevention des risques biotechnologiques 


The Parties to this Supplementary Proto- 
col, 

Being Parties to the Cartagena Protocol 
on Biosafety to the Convention on Biologi- 
cal Diversity, hereinafter referred to as “the 
Protocol”, 

Taking into account Principle 13 of the 
Rio Declaration on Environment and Devel- 
opment, 

Reaffirming the precautionary approach 
contained in Principle 15 of the Rio Declara- 
tion on Environment and Development, 


Recognizing the need to provide for ap- 
propriate response measures where there is 
damage or sufficient likelihood of damage, 
consistent with the Protocol, 


Recalling Article 27 of fhe Protocol, 

Have agreed as follows: 

Article 1 
Objective 

The objective of this Supplementary Pro- 
tocol is to contribute to the Conservation 
and sustainable use of biological diversity, 
taking also into account risks to human 
health, by providing international rules and 
procedures in the field of liability and re- 
dress relating to living modified organisms. 


Article 2 
Use of terms 

1. The terms used in Article 2 of the 
Convention on Biological Diversity, 
hereinafter referred to as “the Convention”, 
and Article 3 of the Protocol shall apply to 


Les Parties au present Protocole addi- 
tionnel, 

Hant Parties au Protocole de Cartagena 
sur la prevention des risques biotechnolo- 
giques relatif ä la Convention sur la diver- 
site biologique, denomme ci-apres «le Pro- 
tocole», 

Tenant compte du Principe 13 de la De- 
claration de Rio sur l’environnement et le 
developpement, 

Reaffirmant l’approche de precaution 
contenue dans le Principe 15 de la Declara- 
tion de Rio sur l’environnement et le deve- 
loppement, 

Reconnaissant la necessite de prevoir en 
cas de dommage ou de probabilite süffi- 
sante de dommage des mesures d’inter- 
vention appropriees, dans le respect du 
Protocole, 

Rappelant l’article 27 du Protocole, 

Sont convenues de ce qui suit: 

Article 1 
Objectif 

L’objectif du present Protocole addition- 
nel est de contribuer ä la Conservation et ä 
Tutilisation durable de la diversite biolo- 
gique, compte tenu egalement des risques 
pour la sante humaine, en etablissant des 
regles et procedures internationales en ma- 
tiere de responsabilite et de reparation rela- 
tives aux organismes vivants modifies. 


Article 2 

Definition des termes 

1. Les termes definis ä l’article 2 de la 
Convention sur la diversite biologique, 
denommee ci-apres «la Convention», et ä 
l’article 3 du Protocole s’appliquent au 


(Übersetzung) 

Die Vertragsparteien dieses Zusatzproto- 
kolls - 

als Vertragsparteien des Protokolls von 
Cartagena über die biologische Sicherheit 
zum Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt, im Folgenden als „Protokoll“ be- 
zeichnet; 

unter Berücksichtigung des Grundsat- 
zes 13 der Erklärung von Rio über Umwelt 
und Entwicklung; 

in Bekräftigung des Vorsorgeprinzips in 
Grundsatz 15 der Erklärung von Rio über 
Umwelt und Entwicklung; 


in Anerkennung der Notwendigkeit, im 
Einklang mit dem Protokoll geeignete Ab- 
hilfemaßnahmen für den Fall eines Schadens 
oder der hinreichenden Wahrscheinlichkeit 
eines Schadens vorzusehen; 

eingedenk des Artikels 27 des Protokolls - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 
Ziel 

Dieses Zusatzprotokoll zielt darauf ab, 
durch die Festlegung von völkerrechtlichen 
Regeln und Verfahren im Bereich der Haf- 
tung und Wiedergutmachung im Zusam- 
menhang mit lebenden veränderten Orga- 
nismen zur Erhaltung und nachhaltigen 
Nutzung der biologischen Vielfalt beizu- 
tragen, wobei auch Risiken für die mensch- 
liche Gesundheit zu berücksichtigen sind. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Die in Artikel 2 des Übereinkommens 
über die biologische Vielfalt, im Folgenden 
als „Übereinkommen“ bezeichnet, und in 
Artikel 3 des Protokolls verwendeten Be- 
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this Supplementary Protocol. 

2. In addition, for the purposes of this 
Supplementary Protocol: 

(a) “Conference of the Parties serving 
as the meeting of the Parties to the 
Protocol” means the Conference of the 
Parties to the Convention serving as the 
meeting of the Parties to the Protocol; 


(b) “Damage” means an adverse effect on 
the Conservation and sustainable use of 
biological diversity, taking also into 
account risks to human health, that: 


(i) Is measurable or otherwise 
observable taking into account, 
wherever available, scientifically- 
established baselines recognized by 
a competent authority that takes into 
account any other human induced 
Variation and natural Variation; and 


(ii) Is significant as set out in Para- 
graph 3 below; 

(c) “Operator” means any person in direct 
or indirect control of the living modified 
organism which could, as appropriate 
and as determined by domestic law, in- 
clude, inter alia, the permit holder, per- 
son who placed the living modified or- 
ganism on the market, developer, 
producer, notifier, exporter, importer, 
Carrier or supplier; 


(d) “Response measures” means reason- 
able actions to; 

(i) Prevent, minimize, contain, mitigate, 
or otherwise avoid damage, as 
appropriate; 


(ii) Restore biological diversity through 
actions to be undertaken in the 
following Order of preference; 

a. Restoration of biological di- 
versity to the condition that 
existed betöre the damage 
occurred, or its nearest 
equivalent; and where the 
competent authority determines 
this is not possible; 

b. Restoration by, inter alia, re- 
placing the loss of biological 
diversity with other components 
of biological diversity for the 
same, or for another type of 
use either at the same or, as 
appropriate, at an alternative 
looation. 


present Protocole additionnel. 

2. En outre, aux fins du present 

Protocole additionnel; 

a) «Conference des Parties siegeant en 

tant que reunion des Parties au 

Protocole» s’entend de la Conference 
des Parties ä la Convention siegeant en 
tant que reunion des Parties au 

Protocole; 

b) «Dommage» s’entend d’un effet defavo- 
rable sur la Conservation et l’utilisation 
durable de la diversite biologique, en te- 
nant compte des risques pour la sante 
humaine, qui; 

(i) Est mesurable ou autrement obser- 
vable en tenant compte, lorsque 
cette Information existe, des condi- 
tions initiales etablies scientifique- 
ment et reconnues par l’autorite 
competente, compte tenu de toute 
autre Variation d’origine naturelle et 
anthropique; et 

(ii) Est significatif au sens donne dans 
le paragraphe 3 ci-apres; 

c) «Operateur» s’entend de toute personne 
qui contröle directement ou indirecte- 
ment l’organisme vivant modifie et qui 
pourrait, selon le cas et tel que deter- 
mine par le droit interne, inclure, entre 
autres, le titulaire du permis, la per- 
sonne qui a mis l’organisme vivant mo- 
difie sur le marche, le concepteur, le 
producteur, l’auteur de la notification, 
l’exportateur, l’importateur, le transpor- 
teur ou le fournisseur; 

d) «Mesures d’intervention» s’entend des 
mesures raisonnables prises pour; 

(i) Prevenir, minimiser, confiner, atte- 
nuer ou autrement eviter le dom- 
mage, selon qu’il convient; 


(ii) Restaurer la diversite biologique en 
prenant des mesures dans l’ordre de 
preference suivant; 

a. Restauration de la diversite bio- 
logique aux conditions qui exis- 
taient avant que le dommage 
soit survenu, ou leur equivalent 
le plus proche; et quand l’auto- 
rite competente determine que 
cela n’est pas possible; 

b. Restauration par, entre autres, le 
remplacement de la perte de di- 
versite biologique par d’autres 
elements constitutifs de celle-ci, 
que le type d’utilisation en soit 
identique ou non, au meme 
emplacement ou, selon qu’il 
convient, ä un autre. 


griffsbestimmungen gelten für dieses Zu- 
satzprotokoll. 

(2) Außerdem bedeutet im Sinne dieses 
Zusatzprotokolls 

a) „Konferenz der Vertragsparteien, die als 
Tagung der Vertragsparteien des Proto- 
kolls dient“ die Konferenz der Vertrags- 
parteien des Übereinkommens, die als 
Tagung der Vertragsparteien des Proto- 
kolls dient; 

b) „Schaden“ eine nachteilige Auswirkung 
auf die Erhaltung und nachhaltige Nut- 
zung der biologischen Vielfalt, wobei 
auch Risiken für die menschliche Ge- 
sundheit zu berücksichtigen sind; die 
Auswirkung muss 

i) entweder messbar oder anderweitig 
beobachtbar sein, wobei die unter 
Berücksichtigung aller sonstigen 
vom Menschen verursachten und 
natürlichen Veränderungen von einer 
zuständigen Behörde anerkannten 
wissenschaftlich ermittelten Aus- 
gangsdaten, sofern verfügbar, zu 
berücksichtigen sind, und 

ii) erheblich im Sinne des Absatzes 3 
sein; 

c) „Betreiber“ jede Person, die unmittelbare 
oder mittelbare Kontrolle über den leben- 
den veränderten Organismus ausübt, 
wobei dies, soweit angemessen und wie 
im innerstaatlichen Recht festgelegt, 
unter anderem den Inhaber einer 
Genehmigung, die Person, welche den 
lebenden veränderten Organismus in 
den Verkehr gebracht hat, den Entwick- 
ler, Hersteller, Anmelder, Exporteur, Im- 
porteur, Beförderer oder Lieferanten 
umfassen könnte; 

d) „Abhilfemaßnahmen“ angemessene 
Maßnahmen, um 

i) Schaden je nach Situation zu verhü- 
ten, auf ein Mindestmaß zu be- 
schränken, einzudämmen, zu min- 
dern oder auf andere Weise zu 
vermeiden; 

ii) die biologische Vielfalt durch Maß- 
nahmen wiederherzustellen, die 
nach folgender Rangfolge zu ergrei- 
fen sind; 

a) Wiederherstellung des Zustands 
der biologischen Vielfalt, der vor 
dem Eintritt des Schadens be- 
stand, oder annähernd dieses 
Zustands und, sofern die zustän- 
dige Behörde dies nicht für mög- 
lich hält, 

b) Wiederherstellung unter ande- 
rem durch Ersetzen des Verlus- 
tes an biologischer Vielfalt durch 
andere Bestandteile der biologi- 
schen Vielfalt für die gleiche oder 
für eine andere Art der Nutzung 
entweder am gleichen oder ge- 
gebenenfalls an einem anderen 
Standort. 
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3. A “significant” adverse effect is to be 
determined on the basis of factors, such as: 

(a) The long-term or permanent change, to 
be understood as change that will not 
be redressed through natural recovery 
within a reasonable period of time; 

(b) The extent of the qualitative or quan- 
titative changes that adversely affect the 
components of biological diversity; 

(c) The reduction of the ability of com- 
ponents of biological diversity to 
provide goods and Services; 

(d) The extent of any adverse effects on 
human health in the context of the 
Protocol. 

Article 3 
Scope 

1 . This Supplementary Protocol applies 
to damage resulting from living modified 
organisms which find their origin in a 
transboundary movement. The living 
modified organisms referred to are those: 


(a) Intended for direct use as food or feed, 
or for Processing; 

(b) Destined for contained use; 

(c) Intended for intentional introduction into 
the environment. 

2. With respect to intentional 
transboundary movements, this 
Supplementary Protocol applies to damage 
resulting from any authorized use of the 
living modified organisms referred to in 
Paragraph 1 above. 

3. This Supplementary Protocol also 
applies to damage resulting from uninten- 
tional transboundary movements as 
referred to in Article 17 of the Protocol as 
well as damage resulting from illegal 
transboundary movements as referred to in 
Article 25 of the Protocol. 

4. This Supplementary Protocol applies 
to damage resulting from a transboundary 
movement of living modified organisms that 
Started after the entry Into force of this 
Supplementary Protocol for the Party Into 
whose Jurisdiction the transboundary 
movement was made. 

5. This Supplementary Protocol applies 
to damage that occurred In areas withln the 
llmits of the national jurlsdiction of Parties. 

6. Parties may use criterla set out In their 
domestic law to address damage that 
occurs withln the llmits of their national 
jurlsdiction. 


3. Le caractere «significatif» d’un effet 
defavorable est determlne sur la base de 
facteurs tels que: 

a) La modlficatlon ä long terme ou per- 
manente, c’est-ä-dire ne pouvant se 
corrlger de manlere naturelle dans un 
delal ralsonnable; 

b) L’ampleur des modlficatlons qualitatives 
ou quantitatives qui nulsent aux 
elements constitutlfs de la diversite 
blologlque; 

c) La reduction de la capacite qu’ont les 
elements constitutlfs de la diversite 
blologlque de fournir des blens et des 
Services; 

d) L’ampleur de tout effet defavorable sur 
la sante humalne dans le contexte du 
Protocole. 

Article 3 

Champ d’application 

1 . Le present Protocole additlonnel s’ap- 
pllque au dommage resultant d’organlsmes 
vivants modlfles trouvant leurs orlglnes 
dans un mouvement transfrontlere. Les 
organlsmes vivants modlfles vises sont 
ceux: 

a) Destlnes ä etre utlllses directement pour 
l’allmentation humalne ou animale, ou ä 
etre transformes; 

b) Destlnes ä etre utlllses en mllleu 
conflne; 

c) Destlnes ä etre Introdults Intentlon- 
nellement dans l’envlronnement. 

2. S’aglssant des mouvements 
transfrontleres Intentlonnels, le present 
Protocole additlonnel s’applique au 
dommage resultant de toute utlllsatlon 
autorlsee des organlsmes vivants modifies 
mentionnes au paragraphe 1 . 

3. Le present Protocole additlonnel 

s’appllque egalement au dommage 
resultant de mouvements transfrontleres 
non Intentlonnels prevus ä l’article 17 du 
Protocole alnsl qu’au dommage resultant 
de mouvements transfrontleres llllcites 

prevus ä l’artlcle 25 du Protocole. 

4. Le present Protocole additlonnel 

s’applique au dommage resultant d’un 
mouvement transfrontlere d’organlsmes 
vivants modlfles quI a debute apres l’entree 
en vlgueur du present Protocole additlonnel 
pour la Partie vers la juridiction de laquelle a 
eu Neu le mouvement transfrontlere. 

5. Le present Protocole additlonnel 

s’appllque au dommage survenu dans des 
zones situees dans les llmites de la 
juridiction nationale des Parties. 

6. Les Parties peuvent utlllser les criteres 
deflnls par leur droit Interne pour tralter le 
dommage survenant dans les llmites de leur 
juridiction nationale. 


(3) Eine „erhebliche“ nachteilige Auswir- 
kung ist auf der Grundlage von Faktoren wie 
den folgenden festzustellen: 

a) eine langfristige oder dauerhafte Verän- 
derung, die als eine Veränderung zu ver- 
stehen Ist, die nicht auf natürliche Welse 
Innerhalb eines angemessenen Zeit- 
raums rückgängig gemacht wird; 

b) das Ausmaß der qualitativen oder quan- 
titativen Veränderungen, die sich nach- 
teilig auf die Bestandteile der biologi- 
schen Vielfalt auswirken; 

c) die Verringerung der Fähigkeit der Be- 
standteile der biologischen Vielfalt, Gü- 
ter zur Verfügung zu stellen und Dienst- 
leistungen zu erbringen; 

d) das Ausmaß aller nachteiligen Auswir- 
kungen auf die menschliche Gesundheit 
Im Rahmen des Protokolls. 

Artikel 3 
Geitungsbereich 

(1) Dieses Zusatzprotokoll findet Anwen- 
dung auf Schäden, die durch lebende ver- 
änderte Organismen verursacht werden, die 
ihren Ursprung in einer grenzüberschreiten- 
den Verbringung haben. Die genannten 
lebenden veränderten Organismen sind die- 
jenigen, die 

a) zur unmittelbaren Verwendung als 
Lebens- oder Futtermittel oder zur Ver- 
arbeitung vorgesehen sind; 

b) zur Anwendung in geschlossenen Sys- 
temen bestimmt sind; 

c) die zur absichtlichen Einbringung in die 
Umwelt vorgesehen sind. 

(2) Im Hinblick auf absichtliche grenz- 
überschreitende Verbringungen findet die- 
ses Zusatzprotokoll Anwendung auf Schä- 
den, die durch genehmigte Verwendungen 
der in Absatz 1 genannten lebenden verän- 
derten Organismen entstanden sind. 

(3) Dieses Zusatzprotokoll findet ferner 
Anwendung auf Schäden, die durch unab- 
sichtliche grenzüberschreitende Verbrin- 
gungen nach Artikel 1 7 des Protokolls ent- 
standen sind, sowie auf Schäden, die durch 
rechtswidrige grenzüberschreitende Ver- 
bringungen nach Artikel 25 des Protokolls 
entstanden sind. 

(4) Dieses Zusatzprotokoll findet Anwen- 
dung auf Schäden, die durch eine grenz- 
überschreitende Verbringung von lebenden 
veränderten Organismen entstanden sind, 
die nach Inkrafttreten dieses Zusatzproto- 
kolls für die Vertragspartei begann, in deren 
Hoheitsbereich die grenzüberschreitende 
Verbringung erfolgte. 

(5) Dieses Zusatzprotokoll findet Anwen- 
dung auf Schäden, die in Gebieten inner- 
halb der nationalen Hoheitsbereiche der 
Vertragsparteien eingetreten sind. 

(6) Die Vertragsparteien können in ihrem 
innerstaatlichen Recht festgelegte Kriterien 
verwenden, um mit Schäden umzugehen, 
die innerhalb ihrer nationalen Hoheitsbereiche 
eintreten. 
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7. Domestic law implementing this 
Supplementary Protocol shall also apply to 
damage resulting from transboundary 
movements of living modified organisms 
from non-Parties. 


Article 4 
Causation 

A causal link shall be established be- 
tween the damage and the living modified 
organism in question in accordance with 
domestic law. 


Article 5 

Response measures 

1. Parties shall require the appropriate 
operator or operators, in the event of 
damage, subject to any requirements of the 
competent authority, to: 

(a) Immediately inform the competent 
authority; 

(b) Evaluate the damage; and 

(c) Take appropriate response measures. 

2. The competent authority shall; 

(a) Identify the operator which has caused 
the damage; 

(b) Evaluate the damage; and 

(c) Determine which response measures 
should be taken by the operator. 

3. Where relevant Information, including 
available scientific informafion or 
Information available in the Biosafety 
Clearing-House, indicates that there is a 
sufficient likelihood that damage will result if 
timely response measures are not taken, 
the operator shall be required to take 
appropriate response measures so as to 
avoid such damage. 


4. The competent authority may Imple- 
ment appropriate response measures, 
including, in particular, when the operator 
has faiied to do so. 

5. The competent authority has the right 
to recover from the operator the costs and 
expenses of, and incidental to, the 
evaluation of the damage and the Imple- 
mentation of any such appropriate 
response measures. Parties may provide, in 
their domestic law, for other situations in 
which the operator may not be required to 
bear the costs and expenses. 

6. Decisions of the competent authority 
requiring the operator to take response 
measures should be reasoned. Such 
decisions should be notified to the 
operator. Domestic law shall provide for 
remedies, including the opportunity for 
administrative or judicial review of such 


7. Le droit interne mettant en ceuvre le 
present Protocole additionnel s’applique 
egalement au dommage resultant des 
mouvements transfrontieres d’organismes 
vivants modifies en provenance de pays 
non Parties. 


Article 4 

Lien de causalite 

Un lien de causalite est etabli entre le 
dommage et l’organisme vivant modifie en 
question et ce, conformement au droit in- 
terne. 


Article 5 

Mesures d’intervention 

1 . Lorsqu’un dommage s’est produit, les 
Parties exigent, sous reserve des conditions 
imposees par l’autorite competente, que le 
ou les Operateurs appropries: 


a) Informant immediatement l’autorite 
competente; 

b) Evaluent le dommage; et 

c) Prennent les mesures d’intervention 
appropriees. 

2. L’autorite competente: 

a) Identifie l’operateur qui a cause le 
dommage; 

b) Evalue le dommage; et 

c) Determine les mesures d’intervention 
que devrait prendre l’operateur. 

3. Lorsque des informations pertinentes, 
y compris les informations scientifiques 
disponibles ou les informations dont 
dispose le Centre d’echange pour la 
prevention des risques biotechnologiques, 
indiquent qu’il existe une probabilite 
süffisante de survenance de dommage si 
des mesures d’intervention ne sont pas 
prises en temps utile, l’operateur est tenu 
de prendre des mesures d’intervention 
appropriees afin d’eviter ce dommage. 

4. L’autorite competente peut prendre 
les mesures d’intervention appropriees, y 
compris en particulier lorsque l’operateur ne 
l’a pas fait. 

5. L’autorite competente a le droit de 
recouvrer aupres de l’operateur les coüts 
lies ä l’evaluation du dommage et ä la prise 
de toute mesure d’intervention appropriee 
ainsi que les coüts et depenses accessoires 
y afferents. Les Parties peuvent prevoir 
dans leur droit interne des situations dans 
lesquelles l’operateur peut ne pas etre tenu 
de supporter ces coüts et depenses. 


6. Les decisions de l’autorite 
competente qui exigent de l’operateur qu’il 
prenne des mesures d’intervention 
devraient etre motivees. Ces decisions 
devraient etre notifiees ä l’operateur. Le 
droit interne prevoit l’existence de recours, 
y compris la possibilite d’une revision 


(7) Das innerstaatliche Recht zur Durch- 
führung dieses Zusatzprotokolls findet auch 
Anwendung auf Schäden, die durch grenz- 
überschreitende Verbringungen lebender 
veränderter Organismen aus Staaten ent- 
standen sind, die Nichtvertragsparteien 
sind. 

Artikel 4 
Kausalität 

Zwischen dem Schaden und dem betref- 
fenden lebenden veränderten Organismus 
wird im Einklang mit dem innerstaatlichen 
Recht ein Kausalzusammenhang herge- 
stellt. 

Artikel 5 

Abhilfemaßnahmen 

(1) Die Vertragsparteien verlangen im 
Schadensfall vom jeweiligen Betreiber oder 
von den jeweiligen Betreibern vorbehaltlich 
der von der zuständigen Behörde festgeleg- 
ten Erfordernisse, 

a) unverzüglich die zuständige Behörde in 
Kenntnis zu setzen; 

b) den Schaden zu bewerten und 

c) geeignete Abhilfemaßnahmen zu ergrei- 
fen. 

(2) Die zuständige Behörde 

a) ermittelt den Betreiber, der den Scha- 
den verursacht hat; 

b) bewertet den Schaden und 

c) legt fest, welche Abhilfemaßnahmen 
vom Betreiber ergriffen werden sollen. 

(3) Sofern aus einschlägigen Informafio- 
nen, einschließlich der verfügbaren wissen- 
schafflichen Informationen oder der Infor- 
mationen, die bei der Informationsstelle für 
biologische Sicherheit verfügbar sind, her- 
vorgeht, dass es mit hinreichender Wahr- 
scheinlichkeit zu einem Schaden kommen 
wird, falls nicht rechtzeitig Abhilfemaßnah- 
men ergriffen werden, ist der Betreiber ver- 
pflichtet, geeignete Abhilfemaßnahmen zu 
ergreifen, um diesen Schaden zu vermei- 
den. 

(4) Die zuständige Behörde kann geeig- 
nete Abhilfemaßnahmen ergreifen, unter an- 
derem insbesondere dann, wenn der Betrei- 
ber dies nicht getan hat. 

(5) Die zuständige Behörde hat das 
Recht, vom Betreiber die Kosten und Aus- 
lagen zurückzufordern, die durch die Be- 
wertung des Schadens und die Umsetzung 
aller geeigneten Abhilfemaßnahmen und im 
Zusammenhang damit angefallen sind. Die 
Vertragsparteien können in ihrem inner- 
staatlichen Recht andere Situationen vor- 
sehen, in denen der Betreiber nicht für die 
Kosfen und Auslagen aufkommen muss. 

(6) Entscheidungen der zuständigen Be- 
hörde, durch die der Betreiber aufgefordert 
wird, Abhilfemaßnahmen zu ergreifen, sol- 
len begründet sein. Diese Entscheidungen 
sollen dem Betreiber mitgeteilt werden. Das 
innerstaatliche Recht hat Rechtsbehelfe 
vorzusehen, einschließlich der Möglichkeif, 
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decisions. The competent authority shall, in 
accordance with domestic law, also inform 
the operator of the available remedies. 
Recourse to such remedies shall not 
impede the competent authority from 
taking response measures in appropriate 
circumstances, unless otherwise provided 
by domestic law. 


7. In implementing this Article and with a 
View to defining the specific response 
measures to be required or taken by the 
competent authority, Parties may, as 
appropriate, assess whether response 
measures are already addressed by their 
domestic law on civil liability. 


8. Response measures shall be imple- 
mented in accordance with domestic law. 


Article 6 
Exemptions 

1 . Parties may provide, in their domestic 
law, for the following exemptions: 

(a) Act of God or force majeure; and 

(b) Acf of war or civil unresf. 

2. Parties may provide, in their domestic 
law, for any other exemptions or mitigations 
as they may deem fit. 


Article 7 
Time limits 

Parties may provide, in their domestic 
law, for: 

(a) Relative and/or absolute time limits in- 
cluding for acfions related to response 
measures; and 

(b) The commencement of the period to 
which a time limit applies. 

Article 8 
Financial limits 

Parties may provide, in their domestic 
law, for financial limits for fhe recovery of 
costs and expenses related to response 
measures. 


Article 9 

Right of recourse 

This Supplementary Protocol shall not 
limit or restrict any right of recourse or in- 
demnity that an operator may have against 
any other person. 


administrative ou judiciaire de ces 
decisions. L’autorite competente informe 
egalemenf l’operafeur des recours 
disponibles, conformement au droif interne. 
L’utilisation de tels recours n’empeche pas 
Tautohte competente de prendre des 
mesures d’intervention dans les 
circonstances appropriees, sauf indication 
contraire prevue par le droif interne. 


7. En appliquant cet article et afin de 
definir les mesures d’intervention speci- 
fiques que l’autorite competente prendra ou 
exigera, les Parties peuvent, le cas echeant, 
determiner si les mesures d’intervention 
sont dejä prevues par le droit interne sur la 
responsabilite civile. 


8. Les mesures d’intervention sont mises 
en ceuvre conformement au droit interne. 


Article 6 
Exemptions 

1 . Les Parties peuvent prevoir, dans leur 
droit interne, les exemptions suivantes: 

a) Cas fortuit ou force majeure; ef 

b) Conflit arme ou troubles civils. 

2. Les Parties peuvent prevoir, dans leur 
droit interne, les autres exemptions ou 
mesures d’attenuation qu’elles jugent 
appropriees. 

Article 7 
Delais 

Les Parties peuvent prevoir, dans leur 
droit interne: 

a) Des delais relatifs et/ou absolus y com- 
pris en ce qui concerne les mesures 
d’intervention; et 

b) Le debut de la periode ä laquelle un de- 
lai s’applique. 

Article 8 

Limites financieres 

Les Parties peuvent prevoir, dans leur 
droit interne, des limites financieres pour le 
recouvrement des coüts et depenses lies 
aux mesures d’intervention. 


Article 9 
Droit de recours 

Le present Protocole additionnel ne limite 
ni ne restreint aucun des droits de recours 
ou d’indemnisation dont peut disposer un 
Operateur ä l’endroit de toute autre per- 
sonne. 


diese Entscheidungen einer Überprüfung 
durch die Verwaltung oder die Gerichte zu 
unterziehen. Die zuständige Behörde unter- 
richtet den Betreiber im Einklang mit dem 
innerstaatlichen Recht auch über die zur 
Verfügung stehenden Rechtsbehelfe. Die 
Einlegung solcher Rechtsbehelfe darf die 
zuständige Behörde nicht daran hindern, 
unter geeigneten Umständen Abhilfemaß- 
nahmen zu ergreifen, sofern das innerstaat- 
liche Recht nichts anderes vorsieht. 

(7) Bei der Durchführung dieses Artikels 
und im Hinblick auf die Festlegung der 
besonderen Abhilfemaßnahmen, welche die 
zuständige Behörde verlangen oder er- 
greifen wird, können die Vertragsparteien 
gegebenenfalls prüfen, ob die Abhilfemaß- 
nahmen bereifs In ihrem innersfaaflichen 
Recht über die zivilrechtliche Haftung vor- 
gesehen sind. 

(8) Die Abhilfemaßnahmen werden Im 
Einklang mit dem innerstaatlichen Recht 
umgesetzt. 

Artikel 6 
Ausnahmen 

(1) Die Vertragsparteien können in ihrem 
innerstaatlichen Recht folgende Ausnah- 
men vorsehen; 

a) Nafurereignisse oder höhere Gewalt und 

b) Kriegshandlungen oder bürgerkriegs- 
ähnliche Unruhen. 

(2) Die Vertragsparteien können in ihrem 
innerstaatlichen Recht alle weiteren Aus- 
nahmen oder Herabsetzungsgründe vor- 
sehen, die sie für angebracht halten. 

Artikel 7 
Fristen 

Die Vertragsparteien können in ihrem in- 
nerstaatlichen Recht Folgendes vorsehen; 

a) relative und/oder absolute Fristen, auch 
In Bezug auf Abhilfemaßnahmen, und 

b) den Beginn des Zeitraums, ab dem eine 
Frist läuft. 

Artikel 8 

Finanzielle Obergrenzen 

Die Vertragsparteien können in ihrem 
innerstaatlichen Recht finanzielle Obergren- 
zen für die Rückforderung von im Zusam- 
menhang mit Abhilfemaßnahmen entstan- 
denen Kosten und Auslagen vorsehen. 

Artikel 9 
Rückgriffsrecht 

Dieses Zusatzprotokoll schränkt Rück- 
griffsrechte oder Schadensersatzansprüche, 
die ein Betreiber möglicherweise gegen 
eine andere Person hat, nicht ein. 
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Article 10 
Financial security 

1 . Parties retain the right to provide, in 
their domestic law, for financial security. 


2. Parties shall exercise the right referred 
to in Paragraph 1 above in a manner 
consistent with their rights and obligations 
under international law, taking into account 
the final three preambular paragraphs of the 
Protocol. 

3. The first meeting of the Conference of 
the Parties serving as the meeting of the 
Parties to the Protocol after the entry into 
force of the Supplementary Protocol shall 
request the Secretariat to undertake a 
comprehensive study which shall address, 
inter alia'. 

(a) The modalities of financial security 
mechanisms; 

(b) An assessment of the environmental, 
economic and social impacts of such 
mechanisms, in particular on developing 
countries; and 

(c) An identification of the appropriate 
entities to provide financial security. 


Article 1 1 

Responsibility of States 
for internationally wrongfui acts 

This Supplementary Protocol shall not af- 
fect the rights and obligations of States un- 
der the rules of general international law 
with respect to the responsibility of States 
for internationally wrongfui acts. 


Article 12 

Implementation 
and relation to civii liability 

1 . Parties shall provide, in their domestic 
law, for rules and procedures that 
address damage. To implement this 
Obligation, Parties shall provide for 
response measures in accordance with this 
Supplementary Protocol and may, as 
appropriate: 

(a) Apply their existing domestic law, 
including, where applicable, general 
rules and procedures on civil liability; 

(b) Apply or develop civil liability rules and 
procedures specifically for this purpose; 
or 

(c) Apply or develop a combination of both. 

2. Parties shall, with the aim of providing 
adequate rules and procedures in their 
domestic law on civil liability for material or 
personal damage associated with the 
damage as defined in Article 2, 
Paragraph 2 (b): 


Article 10 

Garantie financiere 

1. Les Parties se reservent le droit de 
prevoir des dispositions de garantie 
financiere dans leur droit interne. 


2. Les Parties exercent le droit 
mentionne au paragraphe 1 ci-dessus 
conformement ä leurs droits et obligations 
prevus dans le droit international, compte 
tenu des trois derniers paragraphes du 
preambule du Protocole. 

3. La premiere reunion de la Conference 
des Parties siegeant en tant que reunion 
des Parties au Protocole apres l’entree en 
vigueur du Protocole additionnel 
demandera au Secretaire executif 
d’entreprendre une etude complete 
abordant entre autres: 

a) Les modalites de mecanismes de 
garantie financiere; 

b) Une evaluation des impacts 
environnementaux, economiques et 
sociaux de tels mecanismes, en 
particulier sur les pays en 
developpement; et 

c) L’identification des organismes 
appropries pour fournir la garantie 
financiere. 


Article 1 1 

Responsabilite des Öats pour 
des faits internationalement illicites 

Le present Protocole additionnel ne porte 
pas atteinte aux droits et obligations des 
Bats relevant des regles du droit internatio- 
nal general qui visent la responsabilite des 
Bats pour des faits internationalement illi- 
cites. 


Article 12 

Application et lien 
avec ia responsabiiite civile 

1 . Les Parties prevoient, dans leur droit 
interne, des regles et procedures propres ä 
remedier au dommage. Pour s’acquitter de 
cette Obligation, eiles prevoient des 
mesures d’intervention conformes au 
present Protocole additionnel et peuvent s’il 
y a Neu: 

a) Appliquer leur droit interne existant, y 
compris, le cas echeant, des regles et 
procedures generales applicables ä la 
responsabilite civile; 

b) Appliquer ou elaborer des regles et 
procedures de responsabilite civile 
congues specifiquement ä cet effet; ou 

c) Appliquer ou elaborer une combinaison 
des deux. 

2. Les Parties, en vue de prevoir dans 
leur droit interne des regles et procedures 
adäquates relatives ä la responsabilite civile 
en cas de prejudice materiel ou personnel 
associe au dommage tel que defini ä 
l’alinea b) du paragraphe 2 de l’article 2: 


Artikel 10 

Finanzielle Sicherheiten 

(1) Den Vertragsparteien bleibt das Recht 
Vorbehalten, in ihrem innerstaatlichen Recht 
Bestimmungen über finanzielle Sicherheiten 
vorzusehen. 

(2) Die Vertragsparteien üben das in Ab- 
satz 1 genannte Recht in Einklang mit ihren 
völkerrechtlichen Rechten und Verpflichtun- 
gen unter Berücksichtigung der letzten drei 
Absätze der Präambel des Protokolls aus. 

(3) Die erste Tagung der Konferenz der 
Vertragsparteien, die als Tagung der Ver- 
tragsparteien des Protokolls dient, nach 
dem Inkrafttreten des Zusatzprotokolls er- 
sucht das Sekretariat, eine umfassende Un- 
tersuchung durchzuführen, die sich unter 
anderem mit Folgendem befasst: 

a) den Modalitäten der Mechanismen für 
finanzielle Sicherheiten; 

b) einer Bewertung der ökologischen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Auswirkungen 
solcher Mechanismen, insbesondere 
auf Entwicklungsländer, und 

c) einer Ermittlung der geeigneten Stellen, 
die finanzielle Sicherheiten zur Verfü- 
gung stellen. 


Artikel 11 

Verantwortlichkeit der Staaten 
für völkerrechtswidrige Handlungen 

Dieses Zusatzprotokoll lässt die Rechte 
und Verpflichtungen der Staaten nach den 
Regeln des allgemeinen Völkerrechts in Be- 
zug auf die Verantwortlichkeit der Staaten 
für völkerrechtswidrige Handlungen unbe- 
rührt. 

Artikel 12 

Umsetzung und Bezug 
zur zivilrechtlichen Haftung 

(1) Die Vertragsparteien sehen in ihrem 
innerstaatlichen Recht Regeln und Verfah- 
ren für den Umgang mit Schaden vor. Um 
diese Verpflichtung zu erfüllen, sehen die 
Vertragsparteien Abhilfemaßnahmen im Ein- 
klang mit diesem Zusatzprotokoll vor und 
können gegebenenfalls 

a) ihr bestehendes innerstaatliches Recht 
anwenden, einschließlich, sofern an- 
wendbar, der allgemeinen Regeln und 
Verfahren für die zivilrechtliche Haftung; 

b) Regeln und Verfahren für die zivilrecht- 
liche Haftung speziell für diesen Zweck 
anwenden oder entwickeln oder 

c) eine Kombination aus beidem anwen- 
den oder entwickeln. 

(2) Mit dem Ziel, in ihrem innerstaatlichen 
Recht angemessene Regeln und Verfahren 
für die zivilrechtliche Haftung für Sach- oder 
Personenschäden in Verbindung mit dem in 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b bestimmten 
Schaden vorzusehen. 
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(a) Continue to apply their existing general 
law on civil liability; 


(b) Develop and apply or continue to apply 
civil liability law specifically for that 
purpose; or 


(c) Develop and apply or continue to apply 
a combination of both. 


3. When developing civil liability law as 
referred to in subparagraphs (b) or (c) of 
paragraphs 1 or 2 above, Parties shall, as 
appropriate, address, inter alia, the 
following elements: 

(a) Damage; 

(b) Standard of liability, including strict or 
fault-based liability; 

(c) Channelling of liability, where appro- 
priate; 

(d) Right to bring Claims. 

Article 13 

Assessment and review 

The Conference of the Parties serving as 
the meeting of the Parties to the Protocol 
shall undertake a review of the effective- 
ness of this Supplementary Protocol five 
years after its entry into force and every five 
years thereafter, provided Information re- 
quiring such a review has been made avail- 
able by Parties. The review shall be under- 
taken in the context of the assessment and 
review of the Protocol as specified in Art- 
icle 35 of the Protocol, unless otherwise de- 
cided by the Parties to this Supplementary 
Protocol. The first review shall include a re- 
view of the effectiveness of Articles 10 
and 12. 


Article 14 
Conference 

of the Parties serving as the 
meeting of the Parties to the Protocol 

1 . Subject to Paragraph 2 of Article 32 
of the Convention, the Conference of the 
Parties serving as the meeting of the Parties 
to the Protocol shall serve as the meeting of 
the Parties to this Supplementary Protocol. 

2. The Conference of the Parties serving 
as the meeting of the Parties to the 
Protocol shall keep under regulär review the 
Implementation of this Supplementary 
Protocol and shall make, withln Its mandate, 
the decislons necessary to promote Its 
effective Implementation. It shall perform 
the functlons assigned to It by this 
Supplementary Protocol and, mutatis 
mutandis, the functlons assigned to It by 
paragraphs 4 (a) and (f) of Article 29 of the 
Protocol. 


a) Contlnuent d’appllquer leur droit general 
exlstant sur la responsabillte civlle; 


b) Elaborent et appllquent ou contlnuent 
d’appllquer leur droit sur la 
responsabillte civlle speciflquement ä 
cet effet; ou 

c) Elaborent et appllquent ou contlnuent 
d’appliquer une comblnalson des deux. 


3. Dans l’elaboratlon de leur droit sur la 
responsabillte civlle dont mentlon est falte 
aux allneas b) ou c) des paragraphes 1 ou 2 
cl-dessus, les Parties abordent, selon qu’ll 
convient, les elements sulvants entre 
autres; 

a) Le dommage; 

b) La norme de responsabillte, y compris 
la responsabillte objective ou la 
responsabillte pour faute; 

c) La canalisation de la responsabillte, le 
cas echeant; 

d) Le droit de recours. 

Article 13 

Evaluation et examen 

La Conference des Parties siegeant en 
tant que reunion des Parties au Protocole 
effectue un examen de l’efficacite du pre- 
sent Protocole additionnel cinq ans apres 
son entree en vigueur puls ensuite tous les 
cinq ans, ä condition que les informations 
necessaires ä cet examen aient ete fournies 
par les Parties. Cet examen est effectue 
dans le contexte de l’evaluation et de l’exa- 
men du Protocole comme precise ä l’arti- 
cle 35 du Protocole, ä moins que les Parties 
au present Protocole additionnel n’en deci- 
dent autrement. Le premier examen devra 
comprendre un examen de l’efficacite des 
articles 10 et 12. 


Article 14 

Conference des 
Parties siegeant en tant 
que reunion des Parties au Protocole 

1. Sous reserve du paragraphe 2 de 
l’article 32 de la Convention, la Conference 
des Parties siegeant en tant que reunion 
des Parties au Protocole sert de reunion 
des Parties au present Protocole addi- 
tionnel. 

2. La Conference des Parties siegeant 
en tant que reunion des Parties au Proto- 
cole suit rapplication du present Protocole 
additionnel et prend, dans le cadre de son 
mandat, les decislons necessaires pour en 
favoriser une application effective. Elle 
s’acquitte des fonctions qui lul sont 
assignees par le present Protocole addi- 
tionnel et, mutatis mutandis, de celles qui 
lul sont assignees par les allneas a) et f) du 
paragraphe 4 de l’article 29 du Protocole. 


a) wenden die Vertragsparteien weiterhin 
ihre bestehenden allgemeinen Rechts- 
vorschriften über die zivilrechtliche Haf- 
tung an; 

b) entwickeln die Vertragsparteien Rechts- 
vorschriften über die zivilrechtliche Haf- 
tung speziell für diesen Zweck und wen- 
den diese an oder wenden diese 
weiterhin an oder 

c) entwickeln die Vertragsparteien eine 
Kombination aus beidem und wenden 
diese an oder wenden diese weiterhin 
an. 

(3) Bei der Entwicklung der in Absatz 1 
Buchstabe b oder c oder in Absatz 2 Buch- 
stabe b oder c genannten Rechtsvorschrif- 
ten über die zivilrechtliche Haftung behan- 
deln die Vertragsparteien gegebenenfalls 
unter anderem die folgenden Elemente; 

a) den Schaden; 

b) die Haftungsnorm, einschließlich der 
verschuldensunabhängigen oder ver- 
schuldensabhängigen Haftung; 

c) die Kanalisierung der Haftung, soweit 
angemessen; 

d) das Recht, Klage zu erheben. 

Artikel 13 

Bewertung und Überprüfung 

Die Konferenz der Vertragsparteien, die 
als Tagung der Vertragsparteien des Proto- 
kolls dient, überprüft fünf Jahre nach 
Inkrafttreten dieses Zusatzprotokolls und 
danach alle fünf Jahre die Wirksamkeit die- 
ses Zusatzprotokolls, sofern die Vertrags- 
parteien Informationen zur Verfügung ge- 
stellt haben, die eine solche Überprüfung 
erforderlich machen. Die Überprüfung er- 
folgt im Rahmen der Bewertung und Über- 
prüfung des Protokolls nach Artikel 35 des 
Protokolls, sofern die Vertragsparteien die- 
ses Zusatzprotokolls nichts anderes be- 
schließen. Die erste Überprüfung hat eine 
Überprüfung der Wirksamkeit der Artikel 10 
und 12 zu umfassen. 

Artikel 14 
Die Konferenz der 

Vertragsparteien, die als Tagung der 
Vertragsparteien des Protokolls dient 

(1 ) Vorbehaltlich des Artikels 32 Absatz 2 
des Übereinkommens dient die als Tagung 
der Vertragsparteien des Protokolls dienende 
Konferenz der Vertragsparteien als Tagung 
der Vertragsparteien dieses Zusatzproto- 
kolls. 

(2) Die Konferenz der Vertragsparteien, 
die als Tagung der Vertragsparteien des 
Protokolls dient, überprüft regelmäßig die 
Durchführung dieses Zusatzprotokolls und 
trifft im Rahmen ihres Auftrags die notwen- 
digen Entscheidungen, um seine wirksame 
Durchführung zu fördern. Sie nimmt die ihr 
durch dieses Zusatzprotokoll zugewiesenen 
Aufgaben und entsprechend die ihr durch 
Artikel 29 Absatz 4 Buchstaben a und f des 
Protokolls zugewiesenen Aufgaben wahr. 
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Article 15 
Secretariat 

The Secretariat established by Article 24 
of the Convention shall serve as the secre- 
tariat to this Supplementary Protocol. 

Article 16 
Relationship 

with the Convention and the Protocol 

1. This Supplementary Protocol shall 
Supplement the Protocol and shall neither 
modify nor amend the Protocol. 

2. This Supplementary Protocol shall not 
affect the rights and obligations of the 
Parties to this Supplementary Protocol 
under the Convention and the Protocol. 

3. Except as otherwise provided in this 
Supplementary Protocol, the provisions of 
the Convention and the Protocol shall 
apply, mutatis mutandis, to this Supple- 
mentary Protocol. 

4. Without prejudice to paragraph 3 
above, this Supplementary Protocol shall 
not affect the rights and obligations of a 
Party under international law. 

Articie 17 

Signatare 

This Supplementary Protocol shall be 
open for signature by Parties to the Proto- 
col at the United Nations Headquarters in 
New York from 7 March 201 1 to 6 March 
2012 . 

Articie 18 
Entry into force 

1. This Supplementary Protocol shall 
enter into force on the ninetieth day after 
the date of deposit of the fortieth instrument 
of ratification, acceptance, approval or 
accession by States or regional economic 
integration organizations that are Parties to 
the Protocol. 

2. This Suppiementary Protocol shall 
enter into force for a State or regional eco- 
nomic integration Organization that ratifies, 
accepts or approves it or accedes thereto 
after the deposit of the fortieth instrument 
as referred to in paragraph 1 above, on the 
ninetieth day after the date on which that 
State or regional economic integration 
Organization deposits its instrument of 
ratification, acceptance, approval, or 
accession, or on the date on which the 
Protocol enters into force for that State or 
regional economic integration Organization, 
whichever shall be the later. 


3. For the purposes of paragraphs 1 
and 2 above, any instrument deposited by a 
regionai economic integration Organization 
shall not be counted as additional to those 
deposited by member States of such 
Organization. 


Article 15 
Secretariat 

Le Secretariat etabli en vertu de l’arti- 
cle 24 de la Convention fait fonction de se- 
cretariat du present Protocole additionnel. 

Article 16 

Relations avec la 
Convention et le Protocole 

1 . Le present Protocole additionnel com- 
plete le Protocole, et ne modifie ni amende 
le Protocole. 

2. Le present Protocole additionnel ne 
porte pas atteinte aux droits et aux 
obligations des Parties au present Protocole 
additionnel en vertu de la Convention et du 
Protocole. 

3. Sauf disposition contraire dans le pre- 
sent Protocole additionnel, les dispositions 
de la Convention et du Protocoie 
s’appliquent, mutatis mutandis, au present 
Protocole additionnel. 

4. Sous reserve du paragraphe 3 ci- 
dessus, le present Protocole additionnel ne 
porte pas atteinte aux droits et obligations 
d’une Partie en vertu du droit international. 

Article 17 

Signature 

Le present Protocole additionnel est ou- 
vert ä la signature des Parties au Protocole 
au Siege de l’Organisation des Nations 
Unies ä New York du 7 mars 2011 au 
6 mars 2012. 


Article 18 
Entree en vigueur 

1 . Le present Protocole additionnel entre 
en vigueur le quatre-vingt-dixieme jour 
suivant la date de depöt du quarantieme 
instrument de ratification, d’acceptation, 
d’approbation ou d’adhesion par les Etats 
ou les organisations regionales d’integration 
economique qui sont Parties au Protocole. 

2. Le present Protocole additionnel entre 
en vigueur pour un Bat ou une Organisation 
regionale d’integration economique qui ie 
ratifie, l’accepte, l’approuve ou y adhere 
apres le depöt du quarantieme instrument 
mentionne au paragraphe 1 ci-dessus, soit 
le quatre-vingt-dixieme jour apres la date 
de depöt par cet Etat ou par cette 
Organisation regionale d’integration 
economique de son instrument de 
ratification, d’acceptation, d’approbation ou 
d’adhesion, ou ä la date ä laquelle le 
Protocole entre en vigueur pour cet Etat ou 
pour cette Organisation regionale 
d’integration economique, la date la plus 
tardive etant retenue. 

3. Aux fins des paragraphes 1 et 2 ci- 
dessus, aucun des instruments deposes 
par une Organisation regionale d’integration 
economique n’est considere comme venant 
s’ajouter aux instruments dejä deposes par 
les Etats membres de ladite Organisation. 


Artikel 15 
Sekretariat 

Das durch Artikel 24 des Übereinkom- 
mens eingesetzte Sekretariat ist gleich- 
zeitig Sekretariat dieses Zusatzprotokolls. 

Artikel 16 
Verhältnis zum 

Übereinkommen und zum Protokoll 

(1) Dieses Zusatzprotokoll ergänzt das 
Protokoll und ändert es nicht. 

(2) Dieses Zusatzprotokoll lässt die 
Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 
dieses Zusatzprotokolis aus dem Überein- 
kommen und dem Protokoll unberührt. 

(3) Sofern in diesem Zusatzprotokoll 
nichts anderes vorgesehen ist, finden die 
Bestimmungen des Übereinkommens und 
des Protokolls entsprechend auch auf die- 
ses Zusatzprotokoll Anwendung. 

(4) Unbeschadet des Absatzes 3 lässt 
dieses Zusatzprotokoll die Rechte und 
Pflichten einer Vertragspartei aufgrund des 
Völkerrechts unberührt. 

Artikel 17 
Unterzeichnung 

Dieses Zusatzprotokoll liegt für die Ver- 
tragsparteien des Protokolls vom 7. März 
2011 bis 6. März 2012 am Sitz der Verein- 
ten Nationen in New York zur Unterzeich- 
nung auf. 

Artikel 18 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Zusatzprotokoll tritt am neun- 
zigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Hinter- 
legung der vierzigsten Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitritts- 
urkunde durch Staaten oder durch Organi- 
sationen der regionalen Wirtschaftsintegra- 
tion, die Vertragsparteien des Protokolls 
sind, in Kraft. 

(2) Dieses Zusatzprotokoll tritt für einen 
Staat oder eine Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration, der beziehungsweise 
die es nach Hinterlegung der vierzigsten Ur- 
kunde nach Absatz 1 ratifiziert, annimmt, 
genehmigt oder ihm beitritt, am neunzigs- 
ten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu 
dem dieser Staat oder diese Organisation 
der regionalen Wirtschaftsintegration seine 
beziehungsweise ihre Ratifikations-, Annah- 
me-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde 
hinterlegt, oder zu dem Zeitpunkt, zu dem 
das Protokoil für diesen Staat oder diese 
Organisation der regionalen Wirtschafts- 
integration in Kraft tritt, falls dies der spä- 
tere Zeitpunkt ist. 

(3) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 
zählt eine von einer Organisation der regio- 
nalen Wirtschaftsintegration hinterlegte Ur- 
kunde nicht als zusätzliche Urkunde zu den 
von den Mitgliedstaaten der betreffenden 
Organisation hinterlegten Urkunden. 
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Article 19 
Reservations 

No reservations may be made to this 
Supplementary Protocol. 

Article 20 
Withdrawal 

1 . At any time after two years from the 
date on which this Supplementary Protocol 
has entered into force for a Party, that 
Party may withdraw from this 
Supplementary Protocol by giving written 
notification to the Depositary. 

2. Any such withdrawal shall take place 
upon expiry of one year after the date of its 
receipt by the Depositary, or on such later 
date as may be specified in the notification 
of the withdrawal. 

3. Any Party which withdraws from the 
Protocol in accordance with Article 39 of 
the Protocol shall be considered as also 
having withdrawn from this Supplementary 
Protocol. 

Article 21 
Authentic texts 

The original of this Supplementary Proto- 
col, of which the Arabic, Chinese, English, 
French, Russian and Spanish texts are 
equally authentic, shall be deposited with 
the Secretary-General of the United Na- 
tions. 

In witness whereof the undersigned, be- 
ing duly authorized to that effect, have 
signed this Supplementary Protocol. 

Done at Nagoya on this fifteenth day of 
October two thousand and ten. 


Article 19 
Reserves 

Aucune reserve ne peut etre falte au pre- 
sent Protocole additionnel. 

Article 20 
Denonciation 

1 . Ä l’expiration d’un delai de deux ans ä 
compter de la date d’entree en vigueur du 
present Protocole additionnel ä l’egard 
d’une Partie, cette Partie peut denoncer le 
present Protocole additionnel par 
notification ecrite au Depositaire. 

2. Cette denonciation prend effet ä 
l’expiration d’un delai d’un an ä compter de 
la date de sa reception par le Depositaire, 
ou ä toute date ulterieure qui pourra etre 
specifiee dans ladite notification. 

3. Toute Partie qui denonce le Protocole 
conformement ä l’article 39 du Protocole 
est consideree comme ayant egalement 
denonce le present Protocole additionnel. 


Article 21 
Textes faisant foi 

L’original du present Protocole addition- 
nel, dont les textes anglais, arabe, chinois, 
espagnol, frangais et russe font egalement 
foi, sera depose aupres du Secretaire gene- 
ral de l’Organisation des Nations Unies. 

En foi de quoi les soussignes, ä ce dü- 
ment habilites, ont signe le present Proto- 
cole additionnel. 

Fait ä Nagoya le quinzieme jour du mois 
d’octobre de l’an deux mil dix. 


Artikel 19 
Vorbehalte 

Vorbehalte zu diesem Zusatzprotokoll 
sind nicht zulässig. 

Artikel 20 

Rücktritt 

(1) Eine Vertragspartei kann jederzeit 
nach Ablauf von zwei Jahren nach dem 
Zeitpunkt, zu dem dieses Zusatzprotokoll 
für sie in Kraft getreten ist, durch eine an 
den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifi- 
kation von dem Zusatzprotokoll zurücktre- 
ten. 

(2) Der Rücktritt wird nach Ablauf eines 
Jahres nach dem Eingang der Notifikation 
beim Verwahrer oder zu einem gegebenen- 
falls in der Rücktrittsnotifikation genannten 
späteren Zeitpunkt wirksam. 

(3) Eine Vertragspartei, die von dem 
Protokoll nach Artikel 39 des Protokolls zu- 
rücktritt, gilt auch als von diesem Zusatz- 
protokoll zurückgetreten. 

Artikel 21 

Verbindliche Wortlaute 

Die Urschrift dieses Zusatzprotokolls, 
dessen arabischer, chinesischer, englischer, 
französischer, russischer und spanischer 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird 
beim Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen hinterlegt. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu ge- 
hörig befugten Unterzeichneten dieses Zu- 
satzprotokoll unterschrieben. 

Geschehen zu Nagoya am 15. Oktober 
2010. 
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Denkschrift 
A. Allgemeiner Teil 

Das Protokoll von Cartagena vom 29. Januar 2000 über 
die biologische Sicherheit zum Übereinkommen über die 
biologische Vielfalt (BGBl. 2003 II S. 1506, 1508), das am 
1 1 . September 2003 in Kraft getreten ist, wurde von der 
Bundesrepublik Deutschland am 20. November 2003 
ratifiziert. Unter dem Dach des Übereinkommens vom 
5. Juni 1992 über die biologische Vielfalt (BGBl. 1993 II 
S. 1 741 , 1 742) stellt das Cartagena-Protokoll eine wichti- 
ge Etappe in der Entwicklung einer nachhaltigen Nutzung 
der modernen Biotechnologie und ihrer Anwendung in 
der Umwelt im internationalen Kontext dar. Tatsächlich ist 
das Cartagena-Protokoll das erste völkerrechtliche Instru- 
ment, das sich ganz gezielt mit Aspekten der Sicherheit 
von Umwelt und Gesundheit im Zusammenhang mit der 
Verwendung lebender veränderter Organismen befasst. 
Gegenstand des Protokolls sind auf Grundlage des Vor- 
sorgeprinzips Regelungen zur grenzüberschreitenden 
Verbringung von lebenden veränderten Organismen, ins- 
besondere Genehmigungsverfahren und Informations- 
vorschriften. Diese sollen zum Schutz der biologischen 
Vielfalt die Sicherheit im Umgang mit den Organismen 
erhöhen, wobei auch Risiken für die menschliche Ge- 
sundheit zu berücksichtigen sind. 

Derzeit haben 162 Staaten das Cartagena-Protokoll ratifi- 
ziert oder sind ihm beigetreten (Stand: 9. Juli 2012). Die 
Europäische Union und alle ihre 27 Mitgliedstaaten sind 
Vertragsparteien des Protokolls. 

Regelungen zur Beseitigung eines Schadens an der bio- 
logischen Vielfalt und zur Haftung für solche Schäden 
enthält das Cartagena-Protokoll nicht. In Artikel 27 des 
Cartagena-Protokolls haben sich die Vertragsparteien ver- 
pflichtet, auf ihrer ersten Tagung (COP/MOP1) einen Pro- 
zess der Erarbeitung internationaler Regeln und Verfah- 
ren im Bereich der Haftung und Wiedergutmachung für 
Schäden anzustoßen, die durch die grenzüberschreitende 
Verbringung lebender veränderter Organismen entstan- 
den sind. Damit wird das Ziel verfolgt, einen Beitrag zur 
Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen 
Vielfalt zu leisten. 

Nach mehrjährigen Verhandlungen in einer unbefristeten 
Ad-hoc-Arbeitsgruppe juristischer und technischer Exper- 
ten für Haftungs- und Wiedergutmachungsfragen konnte 
auf dem 4. Treffen der Vertragsparteien im Mai 2008 in 
Bonn (COP/MOP4) ein politischer Durchbruch erzielt wer- 
den. Dieser ermöglichte es, die Verhandlungen während 
der deutschen Präsidentschaft fortzuführen und am 
15. Oktober 2010 das Nagoya/Kuala-Lumpur-Zusatz- 
protokoll über die Haftung und Wiedergutmachung zum 
Protokoll von Cartagena über die biologische Sicherheit 
im Rahmen der Abschlussplenarsitzung von COP/MOP5 
(Nagoya/Japan) zu verabschieden. 

Das Zusatzprotokoll sieht ein öffentlich-rechtliches 
System zur Schadensbeseitigung (administrativer Haf- 
tungsansatz) vor, das weitgehend der EU-Umwelthaf- 
tungsrichtlinie entspricht. Danach verlangen die Vertrags- 
parteien von den Wirtschaftsbeteiligten, wenn ein 
Schaden an der biologischen Vielfalt durch lebende ver- 
änderte Organismen aufgetreten ist, geeignete Abhilfe- 
maßnahmen zu ergreifen. Wenn der verantwortliche Be- 
treiber nicht tätig wird, können die zuständigen Behörden 
geeignete Abhilfemaßnahmen auf Kosten des Betreibers 


durchführen. Hinsichtlich der zivilrechtlichen Haftung 
haben die Vertragsparteien vereinbart, in ihrem innerstaat- 
lichen Recht angemessene Regeln und Verfahren für 
Sach- oder Personenschäden vorzusehen. Dabei können 
die Vertragsparteien weiterhin ihre bestehenden allgemei- 
nen zivilrechtlichen Haftungsvorschriften anwenden oder 
neue Rechtsvorschriften speziell für diesen Zweck ent- 
wickeln oder eine Kombination aus beiden Vorgehens- 
weisen vorsehen. Das Zusatzprotokoll erfüllt damit den 
Arbeitsauftrag aus Artikel 27 des Cartagena-Protokolls. 

In dem COP/MOP5-Beschluss zur Annahme des 
Nagoya/Kuala-Lumpur-Zusatzprotokolls werden die Ver- 
tragsparteien des Cartagena-Protokolls nunmehr aufge- 
fordert, das Zusatzprotokoll so rasch wie möglich zu un- 
terzeichnen und die Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder gegebenenfalls Beitrittsurkunden 
baldmöglichst zu hinterlegen. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat das Zusatzprotokoll am 20. September 
201 1 in New York gezeichnet. 

Das Zusatzprotokoll entspricht mit seinem Ziel, einen 
Beitrag zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der bio- 
logischen Vielfalt zu leisten, der Umweltpolitik und Nach- 
haltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Mit der Verab- 
schiedung des Zusatzprotokolls ist eine der wesentlichen 
Streitfragen, die schon während der Verhandlungen zum 
Cartagena-Protokoll bestanden, gelöst worden. Mit die- 
sem völkerrechtlich verbindlichen Rechtsinstrument wird 
ein erheblicher Beitrag zum Schutz der biologischen Viel- 
falt geleistet, weil in vielen Schwellen- und Entwicklungs- 
ländern - im Gegensatz zu den meisten Industrieländern - 
entsprechende Regelungen nicht existieren. Dies gilt ins- 
besondere für die Regelung, dass nationale Behörden 
Wirtschaftsbeteiligte zu Sanierungsmaßnahmen verpflich- 
ten, wenn Schäden an der biologische Vielfalt durch die 
grenzüberschreitende Verbringung von lebenden verän- 
derten Organismen entstanden sind. Mit der Ratifikation 
des Zusatzprotokolls wird ein wichtiger Beitrag zur Um- 
setzung des Cartagena-Protokolls geleistet. 

Es handelt sich bei dem Zusatzprotokoll um einen „Ge- 
mischten Vertrag“, da die Inhalte und Regelungen teilwei- 
se in die Zuständigkeit der Europäischen Union nach 
Artikel 1 91 des Vertrages über die Arbeitsweise der Euro- 
päischen Union und teilweise in die Zuständigkeit der Mit- 
gliedstaaten fallen. Die Europäische Union hat das Zu- 
satzprotokoll am 1 1 . Mai 201 1 gezeichnet und strebt eine 
unmittelbare Ratifikation an. 

Die Europäische Union ist nach rechtlicher Prüfung zu 
dem Ergebnis gekommen, dass in der Europäischen Uni- 
on bereits rechtliche Instrumente zu sämtlichen in dem 
Zusatzprotokoll geregelten Angelegenheiten bestehen 
und diese für die Mitgliedstaaten verbindlich sind. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat infolge dieses Rechts 
der Europäischen Union und aufgrund der bestehenden 
Haftungsvorschriften gegenwärtig eine innerstaatliche 
Rechtslage, die mit den Inhalten und Verpflichtungen des 
Zusatzprotokolls übereinstimmt. Dies gilt insbesondere 
aufgrund des Umweltschadensgesetzes, das die Richt- 
linie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur Ver- 
meidung und Sanierung von Umweltschäden umsetzt. 
Eine Änderung des innerstaatlichen Rechts aufgrund des 
Zusatzprotokolls ist nicht erforderlich. Mit den vorliegen- 
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den Vorschriften zur Haftung und Wiedergutmachung im 
Rahmen des Nagoya/Kuaia-Lumpur-Zusatzprotokoils ist 
weder eine neue, über die bereits bestehenden Regeiun- 
gen hinausgehende Staatshaftung noch für Deutschiand 
eine neue ziviirechtliche Haftung vorgesehen. 

B. Besonderer Teil 

Die Präambel nennt die Grundsätze, auf denen das Zu- 
satzprotokoli basiert, namentiich das Vorsorgeprinzip ge- 
mäß Grundsatz 15 der Erkiärung von Rio über Umweit 
und Entwickiung sowie die Notwendigkeit, im Faii eines 
Schadens geeignete Abhiifemaßnahmen vorzusehen. 

Artikel 1 nennt das Ziel des Zusatzprotokolls, das darin 
besteht, durch die Regelungen zur Haftung und Wieder- 
gutmachung zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der 
biologischen Vielfalt beizutragen. 

Artikel 2 enthält die Begriffsbestimmungen der im Zu- 
satzprotokoll verwendeten Begriffe. Danach liegt ein 
Schaden im Sinne des Zusatzprotokolls bei einer nach- 
teiligen Auswirkung auf die Erhaltung und nachhaltige 
Nutzung der biologischen Vielfalt vor, wobei auch Risiken 
für die menschliche Gesundheit zu berücksichtigen sind 
und die Auswirkung messbar oder anderweitig beobacht- 
bar sowie erheblich sein muss. Dabei sind auch Risiken 
für die menschliche Gesundheit zu berücksichtigen. Als 
Betreiber gilt jede Person, die die unmittelbare oder mit- 
telbare Kontrolle über den lebenden veränderten Organis- 
mus ausübt. Unter Abhilfemaßnahmen im Sinne des Zu- 
satzprotokolls werden angemessene Maßnahmen 
verstanden, die Schaden verhüten, beschränken oder 
vermeiden und die die biologische Vielfalt wiederherstel- 
len. 

Artikel 3 beschreibt den sachlichen, zeitlichen und räum- 
lichen Geltungsbereich des Zusatzprotokolls. Es gilt für 
Schäden, die durch lebende veränderte Organismen ver- 
ursacht werden, die ihren Ursprung in einer grenzüber- 
schreitenden Verbringung haben. 

Artikel 4 regelt das Erfordernis eines Kausalzusammen- 
hanges. 

Artikel 5 enthält Regelungen zu den Abhilfemaßnahmen 
und zu der Vorgehens- und Verfahrensweise der zustän- 
digen Behörde im Schadensfall. Danach ermittelt die zu- 
ständige Behörde den Verursacher, bewertet den Scha- 
den und legt die Abhilfemaßnahmen fest. Die zuständige 


Behörde kann auf Kosten des Betreibers geeignete Ab- 
hilfemaßnahmen insbesondere dann ergreifen, wenn der 
Betreiber, der den Schaden verursacht hat, dies nicht ge- 
tan hat. 

Die Artikel 6, 7, 8 und 10 legen fest, dass die Vertrags- 
parteien im innerstaatlichen Recht Ausnahmen in erheb- 
lichem Umfang, Fristen, finanzielle Obergrenzen und fi- 
nanzielle Sicherheiten vorsehen können. 

Die Artikel 9 und 11 regeln, dass das Zusatzprotokoll 
Rückgriffsrechte oder Schadensersatzansprüche des Be- 
treibers sowie die Verantwortlichkeit der Staaten für völ- 
kerrechtswidrige Handlungen unberührt lässt. 

Artikel 12 enthält die Verpflichtung der Vertragsparteien, 
in ihrem innerstaatlichen Recht Regeln und Verfahren für 
den Umgang mit Schaden vorzusehen. Dazu sehen die 
Vertragsparteien Abhilfemaßnahmen im Einklang mit dem 
Zusatzprotokoll vor und können gegebenenfalls ihr beste- 
hendes innerstaatliches Recht einschließlich der zivil- 
rechtlichen Haftungsregelungen anwenden oder zivil- 
rechtliche Haftungsregelungen speziell für diese 
Schadensfälle oder eine Kombination aus beidem anwen- 
den oder entwickeln. Hinsichtlich der zivilrechtlichen Haf- 
tung besteht das Ziel, im innerstaatlichen Recht ange- 
messene Regeln und Verfahren für Sach- oder 
Personenschäden vorzusehen, die durch einen Scha- 
densfall im Sinne des Zusatzprotokolls verursacht worden 
sind. Dabei können die Vertragsparteien weiterhin ihre be- 
stehenden allgemeinen zivilrechtliche Haftungsvorschrif- 
ten anwenden oder neue zivilrechtliche Haftungsvor- 
schriften speziell für diesen Zweck oder eine Kombination 
aus beiden Vorgehensweisen entwickeln und anwenden. 

Die Artikel 13 bis 21 betreffen die Überprüfung des Zu- 
satzprotokolls fünf Jahre nach Inkrafttreten und die Orga- 
ne des Zusatzprotokolls. Für das Zusatzprotokoll ist keine 
neue Struktur vorgesehen. Die Konferenz der Tagung der 
Vertragsparteien des Cartagena-Protokolls dient gleich- 
zeitig als Tagung der Vertragsparteien des Zusatzproto- 
kolls. Die Aufgaben des Sekretariats werden vom Sekre- 
tariat des Übereinkommens über die biologische Vielfalt 
übernommen. Ferner regeln die genannten Bestimmun- 
gen das Verhältnis zum Übereinkommen und zum Proto- 
koll und legen die Modalitäten für das Inkrafttreten des 
Zusatzprotokolls fest. Das Zusatzprotokoll tritt 90 Tage 
nach Hinterlegung der 40. Ratifikationsurkunde in Kraft. 
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